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UNTERNEHMEN & 
MENSCHENRECHTE

Der Mord an dem Journalisten  
Jamal Khashoggi zeigt kaum Folgen
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Ebenso jährte sich am 29. Oktober der 
saudische Wirtschaftsgipfel, der damals 
von Unternehmen boykottiert wurde. 
Eine gute Gelegenheit, zu überprüfen, wie 
stark das Bekenntnis von Unternehmen 
zu Menschenrechten tatsächlich ist.

Boykott schwächelt
Ein Jahr nach Khashoggis Ermordung hat 
kaum eines der Unternehmen, die den 
Wirtschaftsgipfel im Vorjahr boykottier-
ten, seine Wirtschaftsbeziehungen zu 
 Saudi-Arabien gekappt. Manche Unter-
nehmen, wie beispielsweise die Bera-
tungsfirmen PWC, McKinsey, EY, Boston 
Consulting Group und Deloitte blieben 
dem Wirtschaftsgipfel im Vorjahr auch 
inmitten der öffentlichen Debatte als 
„Knowledge Partners“ treu. Zahlreiche 
Unternehmen, die dem saudischen Wirt-
schaftsgipfel im Vorjahr öffentlichkeits-
wirksam fernblieben, nahmen am dies-
jährigen Gipfel teil, obwohl das saudische 
Regime im vergangenen Jahr keine maß-
geblichen Menschenrechtsreformen um-

gesetzt hat. Zu den diesjährigen Teilneh-
mern des Wirtschaftsgipfels in Riad zählen 
u. a. JPMorgan Chase, Goldman Sachs, 
Citigroup und BlackRock. 
BlackRock-CEO Larry Fink rechtfertigte 
die Fortführung der Wirtschaftsbeziehun-
gen zu Saudi-Arabien damit, dass er glau-
be, das Engagement globaler Unterneh-
men in Saudi-Arabien könne dem Land 
dabei helfen, eine modernere und nach-
haltigere Volkswirtschaft aufzubauen.
Dieses ambivalente Verhältnis der Unter-
nehmen zu ihrem Bekenntnis, sich nicht 
zu Komplizen mit Menschenrechtsver-
letzungen machen zu wollen, ist ernüch-
ternd. Einerseits schmücken sich Unter-
nehmen häufig mit den Begriffen 
Verantwortung und Nachhaltigkeit und 
veröffentlichen gern blumige Statements. 
Siemens und andere Unternehmen be-
kennen sich auf ihren Websites öffentlich-
keitswirksam zu den UN-Menschenrech-
ten und erwarten dieses Bekenntnis auch 
von Mitarbeitern, Lieferanten und Ge-
schäftspartnern weltweit.

ahlreiche Unternehmenslenker 
verurteilten damals den ge-

zielten Mord an dem Journalisten Jamal 
Khashoggi. Viele Manager, wie etwa der  
Siemens-CEO Joe Kaeser oder Richard 
Branson, Gründer der Virgin Group, taten 
dies öffentlich. Unternehmen, die ihre Kri-
tik an dem Mord und den damit verbunde-
nen eklatanten Menschenrechtsverletzun-
gen besonders deutlich zeigen wollten, 
blieben demonstrativ einem kurz nach dem 
Mord stattfindenden Wirtschaftsgipfel in 
Saudi-Arabien fern, der unter dem Namen 
Future Investment Initiative stattfand und 
auch als Davos in the Desert bekannt ist. 
Darunter waren prominente Firmen wie 
Mastercard und BlackRock. Auch Siemens 
sagte damals seine Teilnahme an dem Gip-
fel nach einigem Zögern ab. Joe Kaeser ver-
öffentlichte seine Gründe dafür über die 
Internetplattform LinkedIn und erhielt für 
sein quasi politisches Engagement viel Zu-
spruch – und ebenso viel Kritik.
Die Ermordung Jamal Khashoggis jährte 
sich Anfang Oktober zum ersten Mal. 
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Vor etwas über einem Jahr, am 2. Oktober 2018, kam der Journalist Jamal Khashoggi in der 
saudi-arabischen Botschaft in Istanbul ums Leben. Viel sprach dafür, dass der regimekritische 

Journalist von einem saudischen Killerteam ermordet wurde. Diese Vermutung wurde 
 inzwischen durch einen unabhängigen UN-Bericht erhärtet.  Text: Markus Scholz

Z

Boykott or not: Wie sollen 
Unternehmen mit Ländern  
wie Saudi-Arabien umgehen?



62

büßt. Die Gesellschaft hat ein Interesse 
daran, dass Menschenrechte nicht durch 
bewusstes Wegschauen erodieren. Wenn 
Regierungen machtlos sind oder zu lang-
sam reagieren, müssen sich Unternehmen 
als Corporate Citizens gegen Menschen-
rechtsverletzungen einsetzen, wenn diese 
mit ihrer operativen Tätigkeit verbunden 
sind und das Unternehmen Einfluss auf 
die Menschenrechtsverletzer nehmen 
kann. Gleichzeitig müssen Unternehmen 
natürlich Profite erwirtschaften, um nach-
haltig zu bestehen – nicht zuletzt, da sie 
eine Verantwortung gegenüber ihren Mit-
arbeitern haben. Ein kompletter Abbruch 
aller Verbindungen zu Saudi-Arabien ist 
aus betriebswirtschaftlicher Sicht schwer 
vermittelbar. Aber selbst wenn die be-
triebswirtschaftliche Dimension ausge-
blendet werden könnte, spricht vieles ge-
gen einen kompromisslosen Rückzug der 
Unternehmen aus Saudi-Arabien. Erstens 
würde ein kompletter Rückzug Unterneh-
men den Hebel nehmen, reformwillige 
und menschenrechtsachtende Kräfte zu 
unterstützen. Zweitens würden Unter-
nehmen der saudischen Bevölkerung 
wichtige Produkte, wie z. B. IT-Services, 
Wasseraufbereitungsanlagen, Lebensmit-
teltechnik oder nachhaltige Mobilitäts-
technologie, vorenthalten. Drittens ope-
rieren Akteure auf dem Markt, welche die 
Lücke, die westliche Unternehmen bei ih-
rem Rückzug hinterließen, schnell füllen 
würden. Und dies vermutlich mit weniger 
Skrupel hinsichtlich sozialer und ökologi-
scher Verantwortung und Nachhaltigkeit. 
Viertens müssten Unternehmen die glei-
chen Standards, welche sie in Saudi-Ara-
bien anwenden, auch anderswo, etwa in 
Katar oder in China, geltend machen.

Arsenal von Werkzeugen
Diese Einwände können Unternehmen al-
lerdings nicht exkulpieren: Wer Geschäfte 
in Saudi-Arabien macht, kann den dort 
immer wieder vorkommenden Men-
schenrechtsverletzungen nicht tatenlos 
zusehen. Wenn Unternehmen dies doch 
tun, machen sie sich zu Komplizen mit 
Menschenrechtsverletzungen. 
Glücklicherweise steht Unternehmen ein 
Arsenal von Werkzeugen zur Verfügung, 
mit denen sie ihrer Verantwortung auch 

ohne einen radikalen Bruch gerecht wer-
den können. Um Menschenrechte zu 
schützen, können Unternehmen zwischen 
direkten und indirekten Taktiken wählen. 
Indirekt können Unternehmen Menschen-
rechte schützen, wenn sie sich öffentlich 
zu Prinzipien wie dem „Global Compact“ 
der UN bekennen. Gemeinsam mit ande-
ren Unternehmen können sie außerdem 
Allianzen für Menschenrechte bilden. Ein 
Level Playing Field, also ein Marktumfeld, 
in dem kein Teilnehmer benachteiligt ist, 
entsteht für Unternehmen dann, wenn 
sich möglichst viele Unternehmen für 
Menschenrechte aussprechen. 
Unternehmen können direkt agieren, in-
dem sie die Menschenrechtsverletzungen 
auch weiterhin öffentlich anklagen, sie 
können Druck auf die heimische Politik 
ausüben, sich stärker zu engagieren, sie 
können gezielte Analysen und Berichte 
anfertigen, um aufzuklären, und sie kön-
nen mittels finanzieller oder ideeller (z. B. 
mittels Studien und Analysen) Hilfe men-
schenrechtsunterstützenden Institutionen 
fördern. Diese Bündel von Maßnahmen 
sollen nicht als Passepartout verstanden 
werden. Es müssen individuelle Maßnah-
men gewählt und auf den jeweiligen Kon-
text zugeschnitten werden. Vor dem Hin-
tergrund der zahlreich zur Verfügung 
stehenden Werkzeuge können sich Unter-
nehmen allerdings nicht mehr auf ihre 
vermeintliche Machtlosigkeit berufen. 
Wenn Unternehmen sich nicht den Vor-
wurf gefallen lassen wollen, eine letztlich 
zynische Nachhaltigkeits- und Verant-
wortungsrhetorik zu betreiben, müssen 
sie jetzt zeigen, welche der verfügbaren 
Maßnahmen sie wählen, um Menschen-
rechtsverletzungen zu bekämpfen. Der 
vergangene Woche in Saudi-Arabien ver-
anstaltete Wirtschaftsgipfel wäre ein guter 
Anlass dafür gewesen. Hier in Menschen-
rechtsfragen zu punkten, sollte für Unter-
nehmen vor allem aus moralischen Grün-
den ein Anliegen sein. Darüber hinaus 
gibt es handfeste betriebswirtschaftliche 
Gründe, sich für Menschenrechte zu en-
gagieren. Wer möchte schon gerne in ein 
Unternehmen investieren oder dort moti-
viert arbeiten, wenn sich dieses zum Kom-
plizen mit Menschenrechtsverletzungen 
macht?   ← 

Andererseits operieren diese Unterneh-
men anscheinend weiterhin ungerührt in 
einem Land, das regimekritische Journa-
listen einfach ermorden lässt. Diese Be-
standsaufnahme ist Wasser auf die Müh-
len derjenigen, die hinter Begriffen wie 
Corporate (Social) Responsibility, Cor-
porate Citizenship, Sustainability und 
Purpose sowieso nur leere Marketing-
rhetorik vermuten. Heucheln Unterneh-
men also nur Verantwortung, wenn sie 
sich einerseits zu hehren Zielen beken-
nen, aber gleichzeitig weiterhin in Län-
dern aktiv sind, in denen Menschenrechte 
massiv verletzt werden? 
Unternehmen tragen eine Verantwortung 
gegenüber diversen Stakeholdern: gegen-
über Shareholdern, Mitarbeitern, Liefe-
ranten, aber nicht zuletzt auch gegenüber 
der Gesellschaft per se. Das Dogma des 
Nobelpreisträgers Milton Friedman, der 
meinte, „the only social responsibility of 
business is to increase its profits“, hat  
jedenfalls erheblich an Strahlkraft einge-

Der Autor
FH-Prof. Dr. Markus Scholz leitet das 
Center for Corporate Governance & 
Business Ethics und das Center for 
 Strategy & Competitiveness an der 
FHWien der WKW. Außerdem ist er 
 Visiting Fellow und Adjunct Professor am  
INSEAD Social Innovation Centre. Dieser 
Artikel ist ein Follow-up zu seinen Bei-
trägen aus den letzten Jahren zum  
gleichen Thema, die in der Zeitschrift 
Der Spiegel und der MIT Sloan Manage-
ment Review erschienen sind. ©
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